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seien.“

Es dürfe nicht sein, daß bei 
der offensichtlichen Interes-
senverfilzung derjenige in der 
Öffentlichkeit Forderungen 
stellt, der schon 1983 beim 
BfS seinen Alleingang zur 
Durchsetzung des Endlager-
projekts Gorleben startete, be-
klagt BI-Sprecher Althoff 
Thomauskes Werdegang.

Bruno Thomauske ist jetzt 
technischer Geschäftsführer 
der Vattenfall Europe Nuclear 
Energy GmbH (VENE), die 
zusammen mit der E.ON 
Kernkraft GmbH die Kern-
kraftwerke Krümmel, Bruns-
büttel und Brokdorf betreibt 
und auch an dem stillgelegten 
AKW Stade beteiligt ist. Al-
leinvertretungsberechtigte Ge-
sellschafterin bei den Kern-
kraftwerken Krümmel und 
Brunsbüttel ist die VENE, bei 
der Thomauske auch die

„Atomkraft ist endlich, Uran 
reicht maximal noch 65 Jahre. 
Versorgungssicherheit und 
Umweltschutz lassen sich mit 
Atomkraft nicht realisieren. 
Die einzige Antwort auf die 
Energiefrage in Deutschland 
sind Erneuerbare Energien 
und Effizienz“, erklärte die 
deutsche Sektion der Umwelt-
organisation Greenpeace am 
9. Februar 2006 und veröf-
fentlichte einen von Peter 
Diehl aus Arnsdorf bei Dres-
den im Januar 2006 fertig-
gestellten Bericht über die 
Reichweite der Uranvorräte 
der Welt.
Diehl zufolge können die be-
kannten Uranvorräte den stei-
genden Bedarf nicht befriedi-
gen. Sekundäre Quellen, die 
derzeit fast die Hälfte des 
Uran-Bedarfs decken, hätten 
lediglich einen Anteil von 
etwa 5 Prozent an den Ge-
samtvorräten und würden 

spätestens 2023 erschöpft 
sein. Die bekannten Uranvor-
räte reichten nur für ein Sze-
nario mit niedrigem Bedarf, 
bei dem der Verbrauch bis 
2040 im wesentlichen kon-
stant bleibe und dann abneh-
me. Die bekannten Vorräte 
reichten zudem nicht aus, um 
irgendeine nennenswerte Zu-
nahme der Stromerzeugung 
aus Atomenergie abdecken zu 
können, geschweige denn ei-
nen 15-fachen Anstieg der 
Atomkraft-Kapazitäten, der 
nötig wäre, um aus Klima-
schutzgründen alle Stromer-
zeugung aus fossilen Energie-
trägern zu ersetzen. Die Vor-
räte wären dann schon 2026 
erschöpft. Diese Prognosen 
beinhalten sekundäre Ressour-
cen, wie derzeitige Uranlager-
bestände und auch den Einsatz 
von Moschoxidbrennelemen-
ten (MOX) aus Uran und Plu-
tonium.

Auch die Uranbergbau-Kapa-
zitäten reichen nicht aus, kon-
statiert Diehl. Die Uranpro-
duktion aus Bergbau müßte 
bis 2023 verdoppelt werden, 
allein schon um den derzeiti-
gen Bedarf weiter zu decken, 
weil die sekundären Quellen 
versiegen würden. Die beste-
henden Kapazitäten könnten 
diesen Bedarf nicht decken, 
und nur an sehr wenigen 
Standorten seien die Vorar-
beiten so weit gediehen, daß 
neue Kapazitäten geschaffen 
werden können. Der Zeitraum 
für die Inbetriebnahme neuer 
Bergwerke sei sehr groß. Jede 
Verbrauchssteigerung würde 
eine weitere massive Aufstok-
kung der Abbaukapazitäten 
und der folgenden Verarbei-
tungsschritte für die Brenn-
stoffherstellung erfordern.

Nur ein kleiner Teil aller 
Uranvorräte liegt zudem in 
Reicherz-Lagerstätten. Darauf 
weist Diehl besonders hin. 
Daher müsse der Abbau zu-
nehmend auf Armerzen durch-
geführt werden, mit einem 
Urananteil von weniger als 0,1 
Prozent. Das hat Diehls 
Beschreibung zufolge weitrei-
chende Folgen für die Um-
welt. Zu ergänzen wäre, daß 
der Uranabbau auch die indi-
genen Völker massiv in ihrer 
Existenz bedroht. Denn Uran 
wird ganz wesentlich auf ih-
rem Land abgebaut.

Die meisten derzeitigen und 
potentiellen größeren Abneh-
merländer verfügen nur über 
sehr geringe eigene Uranvor-
räte und werden daher auf 
Uranimporte angewiesen sein, 
zeigt Diehl in einer Übersicht 
auf. Gerade einmal sieben 
Länder erzeugen genug Uran, 
um überhaupt welches expor-
tieren zu können. Ausgespro-
chen prekär ist demnach die 
Situation von Rußland, das 
sich schon in zehn Jahren ei-
ner schweren Versorgungs-
krise gegenübersehen wird, 
prophezeit Diehl. Diese Krise 
werde auch Auswirkungen auf 
die EU haben, die derzeit stark 
von russischen Uran-Lieferun-
gen abhängig ist.

Die Versorgungsprobleme 
würden weiter dramatisch zu-
nehmen, wenn Indien und 
China tatsächlich auf eine 
Ausweitung der Atomenergie 
setzen, erklärt Diehl, denn 
beide besitzen nur minimale 
Uranvorräte. Außerdem sei 
die Sicherstellung einer fried-
lichen Nutzung des Urans bei 
etwaigen Uranexporten nach 
Rußland, Indien und China in 
Gefahr. Falls keine weiteren 
Reicherzlagerstätten gefunden 
werden, müsse mit einem be-
trächtlichen Anstieg der Uran-
abbaukosten gerechnet wer-
den.

In Anbetracht der Erfahrungen 
mit den bisherigen Uranberg-
werken sieht Diehl voraus, 
daß der Abbau von Armerz-
lagerstätten neue Altlasten er-
zeugen wird, die dann mit 
Steuergeldern saniert werden 
müßten, und zwar zu Kosten, 
die den Wert des abgebauten 
Urans erreichen können. Der 
Abbau von Vorkommen mit 
sehr geringen Urangehalten, 
wie in Schwarzschiefer, würde 
außerordentliche Kosten und 
Umweltfolgen verursachen 
und könnte auch nur eine 
zeitweise Entlastung bringen.

Schnelle Brutreaktoren (wie 
für Rußland und China vorge-
schlagen) und Thorium-Re-
aktoren (wie für China und 
Indien vorgeschlagen) bergen 
unbeherrschbare neue Risiken, 
warnt Diehl, und haben in der 
Praxis versagt. Die Thorium-
vorräte lägen zudem in Lager-
stätten mit noch niedrigeren 
Konzentrationen als die Uran-
vorräte, und seien genauso 
begrenzt wie diese.

Peter Diehl, Greenpeace 
Deutschland: Reichweite der 
Uran-Vorräte der Welt, Berlin Ja-
nuar 2006, 77 Seiten, im Internet 
unter
http://www.greenpeace.de/filead
min/gpd/user_upload/themen/ato
mkraft/2006_02_Kurzfasssung_U
ranreport_tb02.pdf (Kurzfassung) 
und 
http://www.greenpeace.de/filead
min/gpd/user_upload/themen/ato
mkraft/2006_01_Uranreport_Lan
gfassung.pdf (Langfassung). 

Strahlenschutzverantwortung 
innehat.
Als ehemaliger Verfahrens-
führer für die Planfeststel-
lungsverfahren Konrad und 
Gorleben, bergrechtlich ver-
antwortliche Person für das 
Erkundungsbergwerk Gorle-
ben sowie die atom- und berg-
rechtlich verantwortliche Per-
son für das marode Endlager 
Morsleben, ist Thomauske 
von einem Atomkonzern 
„aufgekauft“ worden, klagt 
Althoff an. Das Interesse 
Vattenfalls an Thomauske 
zeige, in welche nicht als 
neutral zu bezeichnende 
Richtung seine Vorgehens-
weise als Behördenleiter ging. 
„Sämtliche unter Thomauskes 
jahrelanger Federführung er-
teilten Genehmigungen sollten 
deshalb schnellstens neutral 
und öffentlich nachvollziehbar 
überprüft werden, fordert BI-
Sprecher Francis Althoff. 
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Studie: Uranvorräte reichen 
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